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Sehnsucht nach starker Führung

Wie schon 2017 vor der Bundestagswahl ist

die Flüchtlingssituation auch in diesem Som-

mer wieder zum dominierenden Thema ge-

worden, ohne dass sich die Situation selbst in

den letzten Monaten zugespitzt hätte. Die Zahl

der Asylerstanträge, die im ersten Halbjahr ge-

stellt wurden, liegt 19 Prozent unter dem Vor-

jahresniveau, das bereits weit niedriger war als

2015 und 2016. Unter dem Eindruck der erbit-

terten Kontroversen der letzten Wochen ist je-

doch die Beunruhigung der Bevölkerung über

die Flüchtlingssituation wieder steil angestie-

gen, bis auf ein Niveau wie zuletzt im Winter

2015. 47 Prozent der Bürger bereitet die der-

zeitige Flüchtlingssituation große Sorgen. 

Wie im vergangenen Sommer unterminiert

dieser Aufregungszyklus auch jetzt wieder die

Unterstützung für die Regierungsparteien und

stärkt die AfD. Das Migrationsthema ist zum
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Inbegriff staatlicher Ohnmacht geworden. Ge-

rade einmal jeder Fünfte vertraut darauf, dass

abgelehnte Asylbewerber abgeschoben wer-

den, ganze 16 Prozent, dass die Grenzen ge-

gen unkontrollierte Zuwanderung gesichert

werden. Das Zutrauen der Bürger, dass in ab-

sehbarer Zeit überzeugende Lösungen gefun-

den werden, ist denkbar gering. Ganze 9 Pro-

zent sind ohne Einschränkung überzeugt, dass

die Regierung die Herausforderungen, die mit

der Flüchtlingssituation verbunden sind, in

den Griff bekommt; knapp die Hälfte der Bür-

ger haben hier nur begrenzt, 33 Prozent kei-

nerlei Vertrauen. Die Mehrheit bezweifelt

auch, ob es überhaupt möglich ist, die Gren-

zen erfolgreich gegen unkontrollierte Zuwan-

derung zu schützen. Bemühungen, bei diesem

Thema Stärke und Handlungsfähigkeit zu de-

monstrieren, treffen damit auf eine tiefe Skep-

sis, die sich auch nicht kurzfristig auflösen

lässt.

Den meisten ist auch bewusst, dass nationale

Maßnahmen nur begrenzt Erfolg versprechen.

Nur 14 Prozent votieren für eine nationale

Flüchtlingspolitik, während 70 Prozent nur ge-
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meinsame europäische Regelungen für sinn-

voll halten. Gleichzeitig ist der großen Mehr-

heit durchaus bewusst, dass es in der EU in

dieser Frage erhebliche Meinungsverschieden-

heiten gibt. Das gilt gerade auch für die Ver-

teilung von Asylbewerbern auf die verschiede-

nen europäischen Länder, die die Mehrheit der

deutschen Bevölkerung befürwortet. Insge-

samt ist bemerkenswert, wie nüchtern die Bür-

ger bei aller Beunruhigung die Handlungsop-

tionen wägen. Die Mehrheit hält es weder für

sinnvoll, Flüchtlinge in die Länder zurückzu-

senden, in denen sie angelandet sind und regi-

striert wurden, noch sie direkt auf dem Weg

nach Europa abzufangen, wenn dies nicht mit

einem geordneten Verfahren verbunden wer-

den kann. So halten es nur 32 Prozent für

sinnvoll, Flüchtlinge beispielsweise auf dem

Wasser abzufangen; dagegen werden Auf-

fanglager außerhalb der EU positiv gesehen,

wenn dort auch Asylverfahren und -entschei-

dungen organisiert werden.

Am meisten verspricht sich die Bevölkerung

von einer Bekämpfung der Schlepperbanden,

von konsequenten Abschiebungen, einer Ver-

kürzung der Asylverfahren, gemeinsamen eu-
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ropäischen Regelungen und mehr Entwick-

lungshilfe, um die Fluchtursachen an der Wur-

zel zu bekämpfen. 72 Prozent votieren für eine

Verkürzung der Asylverfahren; 68 Prozent der

Bevölkerung halten es für sinnvoll, künftigen

Migrationswellen mit der Ausweitung der Ent-

wicklungshilfe entgegenzuwirken; 58 Prozent

plädieren zudem für mehr Unterstützung für

die europäischen Länder, in denen die Flücht-

linge ankommen. 

Die Skepsis, ob in der Flüchtlingspolitik in ab-

sehbarer Zeit Erfolge erzielt werden, ist je-

doch groß. Dies greift auch das generelle Ver-

trauen in die Handlungsfähigkeit des Staates

an. Diejenigen, die keinerlei Vertrauen haben,

dass die Regierung die Herausforderungen

durch Flüchtlings- und Migrationswellen in

den Griff bekommt, zweifeln generell an der

Handlungsfähigkeit und Stärke des Staates.

Während 52 Prozent der Bevölkerung insge-

samt den deutschen Staat als stark und hand-

lungsfähig sehen, teilen dieses Urteil nur 25

Prozent derjenigen, die der Regierung auf dem

Gebiet der Flüchtlingspolitik keine Lösung zu-

trauen. Von ihnen halten 60 Prozent den Staat

generell für schwach und zu wenig handlungs-
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fähig, eine Sichtweise, die immerhin auch 34

Prozent aller Bürger teilen, überdurchschnitt-

lich Bürger aus Ostdeutschland und vor allem

Anhänger der AfD. Von den Anhängern der

AfD sehen gerade einmal 13 Prozent den Staat

in einer Position der Stärke, während knapp

zwei Drittel ihn für zu schwach und zu wenig

handlungsfähig halten. Wenn ein Staat auf

wichtigen Politikfeldern Zweifel an seiner

Handlungsfähigkeit weckt, erwachsen daraus

oft Chancen für Parteien am rechten oder lin-

ken Rand, abhängig von den Anliegen, die zur

Debatte stehen. Dies ist zurzeit in vielen euro-

päischen Ländern zu beobachten.

Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung at-

testiert dem Staat insgesamt durchaus Hand-

lungsstärke, allerdings je nach Politikfeld in

sehr unterschiedlichem Maße. So sind die

meisten überzeugt, dass die freiheitliche

Grundordnung stabil und verlässlich ist, die

Gewaltenteilung gesichert und die innere Si-

cherheit im Großen und Ganzen garantiert.

Auch die sozialen Sicherungssysteme gelten

in weiten Teilen der Bevölkerung als belastbar

und verlässlich. Wesentlich kritischer wird da-

gegen die internationale Vertretung deutscher
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Interessen gesehen, der Schutz des Landes ge-

gen militärische Angriffe, die konsequente

Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen und

die entsprechende Ahndung von Gesetzesver-

stößen, die staatliche Investitionstätigkeit und

der Schutz der Grenzen. So sind nur 27 Pro-

zent überzeugt, dass Deutschland für militäri-

sche Angriffe gut gerüstet ist, 16 Prozent, dass

der Schutz der Grenzen gewährleistet ist. 31

Prozent attestieren dem Staat, dass er die Ein-

haltung von Gesetzen konsequent kontrolliert,

29 Prozent, dass Straftäter angemessen zur

Rechenschaft gezogen werden. 

Entsprechend wünschen sich die Bürger in

vielen Bereichen mehr Konsequenz. Das gilt

insbesondere für die Kontrolle der Zuwande-

rung und die Abschiebepraxis, aber auch für

innere Sicherheit, die Ahndung von Gesetzes-

verstößen, für Integrationsmaßnahmen und

auch für Regelungen im Internet. 80 Prozent

wünschen eine effizientere Kontrolle der Zu-

wanderung, 77 Prozent mehr Konsequenz bei

der Abschiebung abgelehnter Asylbewerber,

76 Prozent bei der Verbesserung der inneren

Sicherheit, zwei Drittel bei den Anforderun-
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gen an Migranten, die dauerhaft in Deutsch-

land leben möchten. 71 Prozent halten auch

härtere Strafen bei Gesetzesverstößen für not-

wendig – nicht im Bereich der Kleinkriminali-

tät und bei Verstößen im Straßenverkehr, aber

bei Gewaltverbrechen und anderen schweren

Delikten. Der Staat wird nach dem Eindruck

der Mehrheit in einigen seiner Verantwor-

tungsbereiche seiner Verantwortung nicht aus-

reichend gerecht.

Dazu kommt die Komplexität und Dauer poli-

tischer Entscheidungsprozesse. 80 Prozent der

Bürger finden, dass es in Deutschland oft zu

lange dauert, bis Entscheidungen getroffen

werden. Zwei Drittel haben sogar oft den Ein-

druck, dass gar nichts vorankommt und kein

Problem wirklich gelöst wird. Überdurch-

schnittlich vertreten die Anhänger von AfD

und FDP diese Position. Allerdings bezwei-

feln viele auch, ob sich die politischen Ent-

scheidungsprozesse nennenswert beschleuni-

gen lassen. 38 Prozent der Bürger halten dies

aufgrund der Komplexität, divergierenden In-

teressen und häufigen Krisen kaum für mög-

lich, weitere 17 Prozent sind unsicher, ob ra-
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schere Entscheidungen möglich sind. Auch

hier positionieren sich die Anhänger der FDP

und vor allem der AfD anders: Von den AfD-

Anhängern ist die große Mehrheit überzeugt,

dass sich politische Entscheidungsprozesse

erheblich verkürzen ließen.

Die stete Kompromisssuche, die Bemühungen

im Inneren wie in Europa und der Welt diver-

gierende Interessen zusammenzuführen, lässt

vielen Politik ermüdend und ineffizient er-

scheinen. Dies stimuliert die Sehnsucht nach

starken, durchsetzungsfähigen Führungsfigu-

ren. 60 Prozent der Bevölkerung sind der

Meinung, es werde in Deutschland zu sehr auf

Kompromisse gesetzt; notwendig seien starke

politische Führungsfiguren, die eine klare

Richtung vorgeben und sich durchsetzen. Be-

sonders in der AfD-Anhängerschaft ist diese

Vision populär, aber auch weit darüber hin-

aus. Je weniger der Staat als stark und durch-

setzungsfähig empfunden wird, desto mehr

Anziehungskraft entfaltet die Vorstellung

starker Führungsfiguren, die weniger auf

Kompromisse und mehr auf die Durchsetzung

ihrer Vorstellungen aus sind. Selbst ein Do-
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nald Trump übt dann zumindest auf einen Teil

Faszination aus: Von denjenigen, die den Staat

als handlungsfähig und stark empfinden, ist

nur jeder Fünfte von der Durchsetzungsfähig-

keit des amerikanischen Präsidenten fasziniert,

von denen, die den Staat als schwach einschät-

zen, annähernd doppelt so viele. Parallelen

gibt es auch bei der Forderung nach einer stär-

keren Ausrichtung an nationalen Interessen.

Die Mehrheit derjenigen, die sich mehr politi-

sche Führungsstärke wünschen, fordert auch

weniger Rücksichtnahme auf andere Länder

und eine konsequentere Vertretung nationaler

Interessen. In der Bevölkerung ist dagegen

eine relative Mehrheit überzeugt, dass dies für

Deutschland nicht der richtige Weg wäre. 

So wie die meisten überzeugt sind, dass sich

die Migration nur im europäischen Einverneh-

men regeln lässt, geht die Bevölkerung auf

vielen Feldern davon aus, dass in Europa

Kompromisse gesucht und gefunden werden

müssen. Den Bürgern ist durchaus bewusst,

dass der Ausgang der letzten Wahl, die Ver-

mehrung der im Parlament vertretenen Partei-

en und die mehr aus der Not geborene Koaliti-
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on die Regierungsarbeit mühsamer machen.

Genauso nehmen die meisten wahr, mit wel-

chen Herausforderungen die Politik zurzeit

durch den Kurs Amerikas, den Dissens über

die Gestaltung des Handels oder die wachsen-

de wirtschaftliche und politische Bedeutung

Chinas konfrontiert ist. Im internationalen

Vergleich und gerade im Vergleich zu den

USA ist die deutsche Bevölkerung politisch

interessierter und informierter. Während die

Politik immer komplexer wird, geht jedoch die

Bereitschaft, sich mit dieser Komplexität aus-

einanderzusetzen auch in Deutschland zurück.

Die Gesellschaft wird ungeduldiger, reagiert

auf die Fülle der Informationen, die sich in

kurzer Folge ablösen, zunehmend mit einem

oberflächlichen Scannen der Schlagzeilen des

Tages. Das gilt besonders für die politisch

Desinteressierten, die immerhin rund die Hälf-

te der Bevölkerung ausmachen. Eine Frage ist,

wieweit eine Demokratie auf Dauer die zuneh-

mende Komplexität der Politik aushält, die

mühsame Suche nach Kompromissen, auch

die zahlreichen Misserfolge, ohne Gefahr zu

laufen, bei Autokraten Zuflucht zu nehmen.

Die Beispiele demokratisch legitimierter Poli-
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tiker, die auf die Unlust am Konsens und das

Bedürfnis nach starker Führung bauen, daher

Institutionen schwächen und die demokrati-

sche Kultur beschädigen, nehmen in Europa

und außerhalb auffällig zu.
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in
der Bundesrepublik Deutschland

Anzahl der Befragten: 1295

Befragungszeitraum: 1. Juli bis 12. Juli 2018

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Sicherheiten und Unsicherheiten in 
Deutschland

FRAGE: "Was meinen Sie, worauf kann man sich in Deutschland im Großen und 
Ganzen verlassen? Welche Punkte von dieser Liste würden Sie 
nennen?"

Bevölk. insg.
%

Dass Grundrechte wie Meinungsfreiheit geschützt sind .............................................64

Dass es gute Schulen und Universitäten gibt..............................................................55

Dass die Lebensmittel eine gute Qualität haben.........................................................54

Dass die Gerichte unabängig sind ..............................................................................53

Dass die Bürger soweit wie möglich vor Verbrechen geschützt werden.....................51

Dass man gegen Krankheit, Arbeitslosigkeit und für das Alter abgesichert ist ...........47

Dass die Regeln im Strassenverkehr eingehalten werden..........................................43

Dass der Staat handlungsfähig ist...............................................................................39

Dass niemand wegen seines Geschlechts, seiner Religion, seiner Herkunft
usw. benachteiligt wird ................................................................................................38

Dass alle Bürger vor dem Gesetz gleich sind .............................................................38

Dass die deutschen Interessen gegenüber anderen Ländern gut vertreten werden ..34

Dass der Staat die Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften konsequent
kontrolliert ....................................................................................................................31

Dass Steuerhinterziehung konsequent verfolgt wird ...................................................30

Dass Straftäter eine angemessene Strafe für ihre Tat bekommen .............................29

Dass Deutschland vor militärischen Angriffen von außen gut geschützt ist ................27

Dass die Verkehrsinfrastruktur in einem guten Zustand ist .........................................26

Dass Umweltschutzvorgaben eingehalten werden .....................................................22

Dass die Medien zuverlässig und wahrheitsgetreu über das aktuelle Geschehen
berichten......................................................................................................................21

Dass persönliche Daten geschützt sind ......................................................................21

Dass Flüchtlinge, die kein Asyl erhalten, ausgewiesen werden..................................19

Dass die Grenzen gegen unkontrollierte Zuwanderung gesichert werden..................16

Nichts davon..................................................................................................................5

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage11088, Juli 2018



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Nur wenig Vertrauen in die Regierung beim
Thema Flüchtlinge

FRAGE: "Wenn Sie einmal an die Probleme und Aufgaben denken, die die 
Flüchtlingssituation mit sich bringt: Wie groß ist da Ihr Vertrauen, dass 
die Regierung die Probleme auch in den Griff bekommt? Würden Sie 
sagen, Sie haben da ..."

Bevölk. insg.

%

"großes Vertrauen".................................................................................9

"weniger großes Vertrauen" .................................................................49

"kein Vertrauen" ...................................................................................33

Unentschieden .......................................................................................9
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Ist der deutsche Staat handlungsfähig?

FRAGE: "Es gibt ja unterschiedliche Meinungen darüber, ob wir in Deutschland 
einen starken, handlungsfähigen Staat haben oder eher einen 
schwachen Staat. Wie empfinden Sie das? Würden Sie sagen, unser 
Staat ist ..."

Bev. West Ost Anhänger der Kein Vertrauen
insg. AfD in die Lösungskom-

petenz in der
Flüchtlingsfrage

% % % % %

"sehr stark/ 
 eher stark" .........................52 ......53 ......46 .............13 ........................25

"eher schwach/
 sehr schwach" ...................34 ......32 ......41 .............61 ........................60

Unentschieden,
weiß nicht ...........................14 ......15 ......13 .............26 ........................15

                              
100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Bereiche, in denen ein starker Staat für 
notwendig erachtet wird

FRAGE: "Man kann ja manchmal die Meinung hören, dass der Staat in 
bestimmten Bereichen mit mehr Autorität vorgehen sollte, dass härter 
durchgegriffen werden sollte. Was meinen Sie: In welchen Bereichen 
müsste der Staat häufig härter durchgreifen, wo weniger hart, und wo 
sehen Sie keinen Änderungsbedarf? Bitte verteilen Sie die Karten 
entsprechend auf das Blatt." (Kartenspielvorlage)

Bev. insg.
%

Hier müsste der Staat härter durchgreifen:

Bei der Kontrolle der Zuwanderung .............................................................80

Bei der Abschiebung von abgelehnten Asylbewerbern ...............................77

Bei der Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus ...............................76

Bei der Bekämpfung des Drogenhandels ....................................................73

Bei der Bestrafung von Verbrechen.............................................................71

Bei der Integration von Ausländern, z.B. bei den Anforderungen,
die Ausländer erfüllen müssen, wenn sie in Deutschland leben möchten...64

Bei der Verfolgung von Steuersündern........................................................59

Bei den Regelungen für das Internet, bei dem, was im Internet erlaubt ist .54

Beim Umgang mit Arbeitslosen, die angebotene Arbeitsplätze ablehnen ...44

Bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit ......................................................39

Bei Verstößen im Straßenverkehr ...............................................................34

Bei der Verfolgung von kleineren Delikten wie Diebstahl ............................18

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage, 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Politische Entscheidungen dauern zu lange

FRAGE: "Würden Sie sagen, es dauert in Deutschland oft zu lange, bis politische
Entscheidungen getroffen werden, oder würden Sie das nicht sagen?"

Bevölk. insg.

%

Dauert oft zu lange...............................................................................80

Würde das nicht sagen ..........................................................................9

Unentschieden .....................................................................................11
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Nichts geht voran?

FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Ich habe oft den Eindruck, in der Politik geht nichts 
voran und kein Problem wird wirklich gelöst.'
Geht Ihnen das auch so, oder geht Ihnen das nicht so?"

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Geht mir auch so ............................64 59 ......64 ...76 ......54.......71.....87

Geht mir nicht so ............................16 22 ......18 ...10 ......19.........7.......2

Unentschieden ...............................20 19 ......18 ...14 ......27.......22.....11
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Verhindert Komplexität schnelle 
Problemlösungen?

FRAGE: "Glauben Sie, die Politik könnte die Probleme in Deutschland schneller 
lösen, oder ist das heutzutage wegen der Krisen und der 
unterschiedlichen Interessen, die berücksichtigt werden müssen, nur 
schwer möglich?"

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Kann Probleme schneller
lösen...............................................45 42 ......43 ...53 ......34.......43.....67

Ist nur schwer möglich....................38 41 ......43 ...31 ......43.......39.....21

Unentschieden, weiß nicht .............17 17 ......14 ...16 ......23.......18.....12
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 8
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Starke Politiker und weniger Kompromisse?

FRAGE: "Neulich sagte jemand: 'Ich finde, in Deutschland wird zu viel auf 
Kompromisse gesetzt. Wir brauchen starke Politiker an der Spitze, die 
eine klare Richtung vorgeben und sich durchsetzen.' Sehen Sie das

auch so, oder sehen Sie das nicht so?"

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Sehe das auch so...........................60 57 ......60 ...67 ......42.......56.....89

Sehe das nicht so...........................25 28 ......27 ...16 ......38.......20.......8

Unentschieden ...............................15 15 ......13 ...17 ......20.......24.......3
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 9
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Faszination von Donald Trump vor allem bei
Leuten, die den deutschen Staat für eher
schwach halten

FRAGE: "Neulich sagte jemand: 'Egal wie man zur Politik von Donald Trump 
steht, ist es doch faszinierend, wie er sich gegen alle Widerstände 
durchsetzt.' Sehen Sie das auch so, oder sehen Sie das nicht so?"

Bevölkerung Personen, die 
insgesamt den deutschen Staat

einschätzen - 
-------------------------------

sehr/eher eher/sehr
stark schwach

% %...............%

Sehe das auch so ...........................27 20 ..............37

Sehe das nicht so ...........................57 69 ..............45

Unentschieden, keine Angabe........16 11 ..............18
                  
100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



 

Tabelle A 10
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Deutschland braucht einen anderen Weg

FRAGE: "Einige Länder vertreten ja heute deutlich stärker ihre nationalen 
 Interessen als noch vor einigen Jahren, z.B. die USA: Wie sollte sich 
 Deutschland Ihrer Meinung nach verhalten: Sollte auch Deutschland in 
 Zukunft verstärkt eigene Interessen verfolgen und dabei weniger 
 Rücksicht auf andere Länder nehmen, oder ist das für Deutschland nicht 
 der richtige Weg?"

Bevölk. Deutschland braucht
insg. mehr starke Politiker

% %

Eigene Interessen verfolgen .........................39.................................52

Nicht der richtige Weg...................................43.................................30

Unentschieden ..............................................18.................................18
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11088, Juli 2018



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: Jahresdurchschnitt .39,5 ....5,5 ..26,0 ....12,5 ....7,5 ......- ....9,0

2014: Jahresdurchschnitt .40,5 ....4,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......6,0 ..5,0

2015: Jahresdurchschnitt .40,0 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....9,0 ......5,5 ..4,5

2016: Jahresdurchschnitt .34,0 ....7,5 ..23,0 ....11,0 ....9,0 .....11,0 ..4,5

2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: 5. bis 18. Januar .34,0 ...10,0...21,0 ....10,5 ....8,5.....12,0 ..4,0
2. - 15. Februar...32,0 ...11,0...17,5 ....12,0 ....9,5.....13,0 ..5,0
2. - 15. März......34,0 ...10,0...19,0 ....11,0 ...10,0.....12,5 ..3,5
3. - 17. April.....34,0 ...10,0...20,5 ....11,0 ....9,0.....12,0 ..3,5
24. April - 8. Mai.34,0 ....9,0...20,0 ....11,0 ...10,0.....11,5 ..4,5
1. - 13. Juni......33,0 ....9,5...21,0 ....11,0 ....9,5.....13,0 ..3,0
1. - 12. Juli......30,5 ....9,5...20,0 ....12,0 ....9,0.....15,0 ..4,0

Befragt wurden insgesamt 1.295 Personen
                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 11088

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2



S c h a u b i l d e r



©
 If

D
-A

lle
ns

b
a

c
h

Er
ne

ut
e

r A
ns

tie
g

 d
e

r B
e

so
rg

ni
s 

üb
e

r d
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

ss
itu

a
tio

n

Ba
sis

: B
un

d
e

sr
e

p
ub

lik
 D

e
ut

sc
hl

a
nd

, B
e

vö
lk

e
ru

ng
 a

b
 1

6 
Ja

hr
e

 
Q

ue
lle

: A
lle

ns
b

a
c

he
r A

rc
hi

v,
 If

D
-U

m
fra

g
e

n,
 z

ul
e

tz
t 1

10
87

53

34
37

32 Ja
n.

20
17

Se
p

t.
20

16
A

p
ril

20
16

42 Fe
b

.
20

16

48 Ja
n.

20
16

47 N
o

v.
20

15
O

kt
.

20
15

44 Se
p

t.
20

15

40
%

A
ug

.
20

15
A

ug
.

20
17

Ju
ni

20
18

M
a

i
20

17

26

33

Se
p

t.
20

17

43

"D
ie

 d
e

rz
e

iti
g

e
 F

lü
c

ht
lin

g
ss

itu
a

tio
n

b
e

re
ite

t m
ir 

g
ro

ße
 S

o
rg

e
n"

47

N
o

v.
20

17

38

Sc
ha

ub
ild

 1

Schaubild 1





G
ro

ße
 S

ke
p

sis
Sc

ha
ub

ild
 2

©
 If

D
-A

lle
ns

b
a

c
h

Ba
sis

: B
un

d
e

sr
e

p
ub

lik
 D

e
ut

sc
hl

a
nd

, B
e

vö
lk

e
ru

ng
 a

b
 1

6 
Ja

hr
e

Q
ue

lle
: A

lle
ns

b
a

c
he

r A
rc

hi
v,

 If
D

-U
m

fra
g

e
 1

10
88

Fr
a

g
e

:
"W

a
s 

g
la

ub
e

n 
Si

e
: I

st
 e

s 
m

ö
g

lic
h,

 d
ie

 d
e

ut
sc

he
 G

re
nz

e
 w

irk
un

g
sv

o
ll 

g
e

g
e

n 
un

ko
nt

ro
llie

rt
e

 
 Z

uw
a

nd
e

ru
ng

 z
u 

sc
hü

tz
e

n,
 o

d
e

r i
st

 d
a

s 
ni

c
ht

 m
ö

g
lic

h?
" Is
t m

ög
lic

h

Is
t n

ic
ht

 m
ög

lic
h

Un
en

ts
ch

ie
de

n

32
 %

14 54

Schaubild 2





Vo
rs

te
llu

ng
e

n 
vo

n 
e

in
e

r s
in

nv
o

lle
n

Fl
üc

ht
lin

g
sp

o
lit

ik

Sc
ha

ub
ild

 3

©
 If

D
-A

lle
ns

b
a

c
h

Ba
sis

: B
un

d
e

sr
e

p
ub

lik
 D

e
ut

sc
hl

a
nd

, B
e

vö
lk

e
ru

ng
 a

b
 1

6 
Ja

hr
e

Q
ue

lle
: A

lle
ns

b
a

c
he

r A
rc

hi
v,

 If
D

-U
m

fra
g

e
 1

10
88

Fr
a

g
e

:
"N

a
c

h 
w

ie
 v

o
r k

o
m

m
e

n 
ja

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 n

a
c

h 
Eu

ro
p

a
, w

e
nn

 a
uc

h 
w

e
ni

g
e

r a
ls 

in
 d

e
n 

le
tz

te
n

 J
a

hr
e

n.
 W

ie
 s

o
llt

e
 m

a
n 

Ih
re

r M
e

in
un

g
 n

a
c

h 
m

it 
d

ie
se

r S
itu

a
tio

n 
um

g
e

he
n,

 w
a

s 
vo

n 
d

ie
se

r 
 L

ist
e

 h
a

lte
n 

Si
e

 fü
r s

in
nv

o
ll?

"

D
ie

 S
c

hl
e

p
p

e
rb

a
nd

e
n,

 d
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 il

le
g

a
l n

a
c

h 
Eu

ro
p

a
 b

rin
g

e
n,

 s
tä

rk
e

r b
e

kä
m

p
fe

n

A
b

g
e

le
hn

te
 A

sy
lb

e
w

e
rb

e
r k

o
ns

e
q

ue
nt

 a
b

sc
hi

e
b

e
n

A
sy

lv
e

rfa
hr

e
n 

ve
rk

ür
ze

n,
 s

c
hn

e
lle

r ü
b

e
r A

sy
la

nt
rä

g
e

 e
nt

sc
he

id
e

n

Ei
ne

 g
e

m
e

in
sa

m
e

 e
ur

o
p

ä
isc

he
 R

e
g

e
lu

ng
 in

 d
e

r F
lü

c
ht

lin
g

sp
o

lit
ik

M
e

hr
 E

nt
w

ic
kl

un
g

sh
ilf

e
 in

 d
e

n 
H

e
rk

un
ft

slä
nd

e
rn

 d
e

r F
lü

c
ht

lin
g

e
 le

ist
e

n

D
ie

 L
ä

nd
e

r, 
in

 d
e

ne
n 

d
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 a

nk
o

m
m

e
n,

 s
tä

rk
e

r u
nt

e
rs

tü
tz

e
n

D
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 n

a
c

h 
e

in
e

r b
e

st
im

m
te

n 
Q

uo
te

 a
uf

 d
ie

 M
itg

lie
d

slä
nd

e
r d

e
r E

U
 v

e
rt

e
ile

n

A
uf

fa
ng

la
g

e
r a

uß
e

rh
a

lb
 v

o
n 

Eu
ro

p
a

 a
uf

b
a

ue
n 

un
d

 s
c

ho
n 

d
o

rt
 ü

b
e

r A
sy

la
nt

rä
g

e
 e

nt
sc

he
id

e
n

D
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 a

uf
 d

e
m

 W
e

g
 n

a
c

h 
Eu

ro
p

a
 a

b
fa

ng
e

n 
un

d
 z

ur
üc

ks
c

hi
c

ke
n

D
ie

 F
lü

c
ht

lin
g

e
 in

 d
ie

 L
ä

nd
e

r z
ur

üc
ks

c
hi

c
ke

n,
 in

 d
e

ne
n 

sie
 in

 d
ie

 E
ur

o
p

ä
isc

he
 U

ni
o

n 
e

in
g

e
re

ist
 s

in
d

Je
d

e
s 

La
nd

 s
o

llt
e

 s
e

lb
st

 R
e

g
e

ln
 fü

r d
e

n 
U

m
g

a
ng

 m
it 

d
e

n 
Fl

üc
ht

lin
g

e
n 

fin
d

e
n

Es
 F

lü
c

ht
lin

g
e

n 
e

rle
ic

ht
e

rn
, i

n 
D

e
ut

sc
hl

a
nd

 a
ls 

A
sy

lb
e

w
e

rb
e

r a
uf

g
e

no
m

m
e

n 
zu

 w
e

rd
e

n

88 77 72 70 68 58 55 54 32 29 14 9

Be
vö

lk
e

ru
ng

in
sg

e
sa

m
t 

%

Schaubild 3





St
ills

ta
nd

?

G
eh

t m
ir 

au
ch

 s
o

G
eh

t m
ir 

ni
ch

t s
o

Un
en

ts
ch

ie
de

n

64
 %

Sc
ha

ub
ild

 4

©
 If

D
-A

lle
ns

b
a

c
h

Ba
sis

: B
un

d
e

sr
e

p
ub

lik
 D

e
ut

sc
hl

a
nd

, B
e

vö
lk

e
ru

ng
 a

b
 1

6 
Ja

hr
e

Q
ue

lle
: A

lle
ns

b
a

c
he

r A
rc

hi
v,

 If
D

-U
m

fra
g

e
 1

10
88

20

16

"Ic
h 

ha
be

 o
ft 

de
n 

Ei
nd

ru
ck

, i
n 

de
r

Po
lit

ik
 g

eh
t n

ic
ht

s 
vo

ra
n 

un
d

ke
in

 P
ro

bl
em

 w
ird

 w
irk

lic
h 

ge
lö

st
"



Schaubild 4



 

Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 164

vom 18. Juli  2018, S. 8, unter dem Titel:

"Sehnsucht nach starker Führung. Jedem Zweiten 

 bereitet die Flüchtlingssituation große Sorgen. Das 

 führt zu Zweifeln am Staat und an den politischen 

 Prozessen."






